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Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 28. Juli 1960 

Ia 1 - 1252 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Pressemitteilungen des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung vom 24. Juni 1960 und Antwort 
— Drucksache 2004 — auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD 
— Drucksache 1964 - 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 2006 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Anfrage wie 
folgt : 

Zu 1. 

Jeder Bedienstete des Ministeriums hat in seinem Aufgaben- 
bereich bekanntwerdende Vorgänge auf ihre politische Bedeu- 
tung hin zu prüfen und erforderlichenfalls dem nächsthöheren 
Vorgesetzten vorzulegen. Die Entscheidung richtet sich nach der 
jeweiligen Bedeutung des Einzelfalles. Speziell zu Presseerklä- 
rungen enthält die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundes- 
ministerien — Teil I — u. a. in den §§ 81 ff. einschlägige Be- 
stimmungen. 

Zu 2. 

Ob Maßnahmen gegen Angehörige des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung zu ergreifen sind, wird noch geprüft. 

Zu 3. 

Es trifft zu, daß der Herr Bundeskanzler dem Präsidenten der 
Bundesärztekammer und dem Vorsitzenden der Kassenärztlichen 
Vereinigung erklärt hat, er sei bei der Verabschiedung des Ge- 
setzentwurfs über die Reform der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung im Bundeskabinett von der Auffassung ausgegangen, daß 
über diesen Gesetzentwurf noch Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Ärzteschaft und dem Bundesarbeitsministerium 
bestünden, daß diese aber in der parlamentarischen Behand- 
lung der Reform zu beheben seien. 
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Die Aussprache ergab, daß in der Ärzteschaft in einigen be- 
deutenden Fragen eine andere Auffassung als im Entwurf ver- 
treten wird. Den Ärztevertretern ist durch den Herrn Bundes- 
kanzler erklärt worden, daß ihre gegen den Gesetzentwurf vor- 
gebrachten Bedenken überprüft würden. 

Blank 
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